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INTERVIEW

Dr. Karsten Neuhoff ist Leiter der 

Abteilung Klimapolitik am DIW Berlin

Herr Neuhoff, 1999 wurde die sogenannte Ökosteuer 1. 

eingeführt. Dabei wurden bestimmten Unternehmen 

Steuerbegünstigungen eingeräumt, die jedoch an eine 

Selbstverpflichtungserklärung der Industrie geknüpft 

sind. Warum sollen diese Bedingungen jetzt geändert 

werden? Die Selbstverpflichtungserklärung der Industrie 

läuft Ende dieses Jahres aus, deswegen muss ein neuer 

Rahmen geschaffen werden. Es hat sich gezeigt, dass 

diese Selbstverpflichtungserklärung nicht besonders 

wirkungsvoll war. Dadurch, dass alle Unternehmen einer 

Branche sich gemeinsam verpflichten, ein gemeinsames 

Ziel zu erreichen, ist eigentlich kein richtiger Anreiz für 

ein individuelles Unternehmen der Branche gegeben, 

dieses Ziel zu erreichen. Denn wie können die anderen 

Unternehmen das jeweilige einzelne Unternehmen be-

strafen, wenn es nicht seinen Beitrag leistet? 

Die Steuerbegünstigungen wirken dem Ziel, energieef-2. 

fizienter zu wirtschaften, eigentlich entgegen. Warum 

hält die Bundesregierung dennoch an den Ausnahmen 

zur Ökosteuer fest? Es war eine politische Entscheidung, 

dass allen Unternehmen weiterhin diese Vergünstigun-

gen gewährt werden sollen. Das ist sicherlich in vielen 

Bereichen in Frage zu stellen. In unserer Studie haben 

wir geprüft, inwieweit zumindest angemessene Gegen-

leistungen von den Unternehmen gefordert werden 

können, um ein Minimum an Energieeffizienzverbesse-

rung dennoch zu erreichen.

Wie sollen diese Gegenleistungen aussehen?3.  Für Unter-

nehmen, die eine sehr starke Reduktion der Ökosteuer 

bekommen, werden zwei Komponenten verlangt. Zum 

einen müssen sie ein Energiemanagementsystem 

einführen. Mit diesem System sollen sie erfassen, wo 

Einsparmöglichkeiten sind, und es wird sichergestellt, 

dass in den Entscheidungsprozessen auch die Energie-

effizienz berücksichtigt wird. Als zweites müssen sie mit 

einer schrittweisen Einführung jährliche Energieeffizienz-

verbesserungsziele erreichen und nachweisen. Nur wenn 

beide Komponenten von den Unternehmen umgesetzt 

werden, werden sie die Steuerreduktion auch in Zukunft 

bekommen. 

Wie beurteilen Sie diese Vorschläge?4.  Wir haben im Rah-

men dieser Studie vier Optionen aufgezeigt, wie solche 

Gegenleistungen formuliert werden können. Dabei sind 

zwei Optionen direkt vom Tisch gefallen: eine Weiter-

führung der Selbstverpflichtung oder ein reiner Indikator 

für Energieeffizienz, der unserer Meinung nach nicht wir-

kungsvoll ist. Die Option, die jetzt vorgeschlagen wird, 

entspricht einem Vorschlag, den wir im Allgemeinen 

sehr positiv bewerten. Allerdings haben wir zusammen 

mit ISI Fraunhofer berechnet, dass die Einsparpoten-

tiale in verschiedenen Branchen unterschiedlich sind. 

Der Vorschlag der Bundesregierung sieht jetzt jedoch 

vor, dass für alle Branchen ein einheitliches Einsparziel 

gesetzt wird. Das ist für die Implementierung sicher-

lich einfacher, es geht damit aber auch eine gewisse 

Reduktion des Zielanspruchs einher. Es bleibt zudem die 

Frage, wieso das Energiemanagementsystem nicht von 

allen Unternehmen verlangt wird, die einen reduzierten 

Steuersatz bekommen, sondern nur von den Unterneh-

men, denen eine sehr starke Reduktion gewährt wird.

Wäre der Anreiz, energieeffizient zu produzieren, nicht 5. 

größer, wenn die Betriebe den vollen Ökosteuersatz zu 

zahlen hätten? Internationale Studien haben gezeigt, 

dass Länder, in denen Energiepreise höher sind, sehr viel 

energieeffizienter sind. Daraus kann man schließen, dass 

eine Erhöhung der Energiepreise nicht zu einer Erhö-

hung der Energiekosten führen muss, sondern zu einer 

Verbesserung der Energieeffizienz beiträgt. Wichtig ist, 

dass für Unternehmen von vornherein klar ist, wo es 

hingeht. Das ist sicherlich die nächste Aufgabe für die 

deutsche Bundesregierung.

 Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

FÜNF FRAGEN AN KARSTEN NEUHOFF

»Vergünstigungen bei der Ökosteuer: 
Für Unternehmen muss klar sein, 
wo es hingeht«

Das vollständige Interview zum Anhören finden 

Sie auf www.diw.de/interview
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Abbestellungen von Abonnements  

spätestens sechs Wochen vor Jahresende

Zur Entwicklung der Industrie der Bundesrepublik
Bei der gegenläufigen Entwicklung der Produktionskosten und der Gewinne der 
Westdeutschen Wirtschaft und insbesondere der Industrie verdienen die in neus-
ter Zeit angestellten Erwägungen, ob und inwieweit der derzeitige scharfe Wettbe-
werb zwischen der Mineralölverarbeitung und dem Kohlenbergbau einzuschrän-
ken sei, besondere Beachtung. Auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit einer 
Wirtschaftspolitik, die einzelne Wirtschaftszweige zu konservieren versucht, ist 
es zunächst überhaupt fraglich, ob die Schutzmaßnahmen den erhofften Erfolg 
 haben oder ob nicht nur die Krisenlage der geschützten Zweige ad infinitum ver-
längert wird.

Daher besteht die Sorge wohl zu Recht, daß die Unternehmensleitungen des west-
deutschen Steinkohlenbergbaus ihre in den letzten Jahren mit so großem Erfolg 
durchgeführten Bemühungen, die Förderung zu rationalisieren, womöglich nicht 
mehr mit der gleichen Energie verfolgen könnten, wenn die Steinkohle – sei es 
durch das Mittel der Heizölkontigentierung oder durch andere Maßnahmen – vom 
Wettbewerbsdruck weitgehend entlastet würde. Da die Zeiten nationaler Energie-
politik in Europa in einigen Jahren beendet sein werden und der deutsche Stein-
kohlenbergbau sich auf die Dauer einzig und allein durch seine ökonomische 
 Leistungsfähigkeit wird behaupten können, sollte sein zukünftiger Bestand nicht 
um kurzfristiger – noch dazu fragwürdiger – Vorteile willen gefährdet werden.

So unsicher es ist, ob Schutzmaßnahmen der Kohle auf die Dauer überhaupt nüt-
zen, so sicher ist es, daß sie das Energiepreisniveau in die Höhe treiben und damit 
die Wettbewerbslage der westdeutschen Wirtschaft in einer nicht gerade unkriti-
schen Phase ihrer Entwicklung verschlechtern würden.
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